
 

 

Änderung des Bebauungsplans 

„Knabenhof“ 

Deckblatt Nr. 4 

 

 

 

 

 

 

 

 

Vorentwurf 

vom 16.09.2025 

 

 

 

 

Gemeinde Patersdorf 

Landkreis Regen 

  



Änderung des Bebauungsplans „WA Knabenhof mit DB 4“  
Gemeinde Patersdorf 
Landkreis Regen           _______________________________________________________________  
            

2 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bebauungsplan mit  

integrierter Grünordnung: 

 

 

    

    Kathrin Bollwein, Dipl. Ing. (FH) 

Architektin, Stadtplanerin 

    

Stadtplatz 9     

    94209 Regen 

    Telefon  09921/97 17 06 -   0 

    Telefax  09921/97 17 06 – 10 

 

    Dorothea Haas, Dipl.- Ing. + Dipl. Geol. 

    Landschaftsarchitektin 

 

    E.-Schikaneder-Str. 19 

    94234 Viechtach 

    Telefon 09942-904097 

    Email: Haas.Dorothea@t-online.de 

  



Änderung des Bebauungsplans „WA Knabenhof mit DB 4“  
Gemeinde Patersdorf 
Landkreis Regen           _______________________________________________________________  
            

3 
 

Inhaltsverzeichnis 

I. Begründung gem. §9 (8) zum Bebauungsplan „WA Knabenhof“ 
Deckblatt 4. .............................................................................................................. 4 

1. Rechtsgrundlage ..................................................................................................... 4 

2. Anlass und Zweck der Planung .............................................................................. 4 

3. Städtebauliche Erforderlichkeit und Ziel und Zweck der Änderung .................. 5 

4. Lage und Bestandssituation .................................................................................... 5 

4.1. Räumliche Übersicht und Geltungsbereich ......................................................... 5 

4.2. Derzeitige Nutzung ................................................................................................. 6 

5. Planungsrechtliche Vorgaben ............................................................................... 6 

5.1. Landes- und Regionalplanung .............................................................................. 6 

5.2. Vorbereitende Bauleitplanung ............................................................................. 7 

5.3. Verbindliche Bauleitplanung ................................................................................. 8 

5.4. Denkmalschutz ........................................................................................................ 9 

5.5. Naturschutzrecht .................................................................................................. 10 

6. Planinhalte .............................................................................................................. 11 

6.1. Größe und Art der baulichen Nutzung ............................................................... 11 

6.2. Städtebauliche Gesamtkonzeption ................................................................... 11 

6.2.1. Konzept der baulichen Nutzung ....................................................................... 11 
6.2.2. Konzept Verkehrserschließung .......................................................................... 11 
6.2.3. Konzept der Oberflächenentwässerung .......................................................... 11 
6.2.4. Versorgung ......................................................................................................... 12 
6.2.5. Konzept Grünordnung ....................................................................................... 12 
6.2.6. Eingriff / Ausgleich .............................................................................................. 12 

7. Auswirkungen der Planung .................................................................................. 13 

II. Festsetzungsplan DB 4 ........................................................................................... 14 

III. Verfahren ................................................................................................................ 16 

 

  



Änderung des Bebauungsplans „WA Knabenhof mit DB 4“  
Gemeinde Patersdorf 
Landkreis Regen           _______________________________________________________________  
            

4 
 

I. Begründung gem. §9 (8) zum Bebauungsplan „WA Knabenhof“ 

Deckblatt 4. 

Vorentwurf vom 16.09.2025 

 

1. Rechtsgrundlage 

Die Gemeinde Patersdorf hat am 06.03.2025 den Beschluss gefasst, den Bebauungsplan 

„WA Knabenhof“ mit integrierter Grünordnung durch Deckblatt Nr. 4 zu ändern. 

Der Änderung des Bebauungsplans liegen das Baugesetzbuch (BauGB) und die Baunut-

zungsverordnung (BauNVO) zugrunde.  

Die Änderung erfolgt gem. § 13a BauGB. 

 

2. Anlass und Zweck der Planung 

Die Änderung des Bebauungsplans dient der städtebaulichen Ordnung und 

Nachverdichtung im WA Knabenhof. Der rechtswirksame Flächennutzungsplan sieht für die 

zu überplanende Fläche die Nutzung als „Allgemeines Wohngebiet“ vor.  

Das Baugebiet wurde ursprünglich in den 1960er Jahren als Ferienhaussiedlung entwickelt. 

Bereits 2002 erfolgte mit Deckblatt Nr. 2 die Umwandlung in ein allgemeines Wohngebiet als 

Anpassung an die tatsächliche Nutzung. 

Das gegenständliche Deckblatt umfasst lediglich das Flurstück 1570, der Geltungsbereich 

des Deckblatts hat eine Größe von 4.707,7 m². 

Im ursprünglichen Bebauungsplan Ferienhausgebiet war auf diesem Flurstück das 

Rezeptionsgebäude mit Infrastrukturangebot und parkartiger Bepflanzung des Freigeländes 

festgesetzt. Der Kern des Gebäudes stammt noch aus der Vornutzung als 

landwirtschaftlicher Betrieb. 

Das rechtskräftige DB 2 sieht für das Flurstück eine Bebauung mit drei 2-geschossigen 

Einfamilienhäusern mit Grundstücksgrößen von ca. 1.500 m² vor. Aufgrund der Topographie 

ist eine Bebauung des nordwestlichen Baufensters nicht möglich. Die sehr großen 

Grundstücksgrößen mit zusätzlich großen Höhendifferenzen verhinderten zusätzlich die 

Realisierung das DB 2. 

Mit dem gegenständlichen Deckblatt 4 soll auf dem Grundstück eine Bebauung mit 

Ferienhäusern bzw. Wohnhäusern ermöglicht werden. 

Die Gemeinde Patersdorf möchte durch das Deckblatt dem Eigentümer die Chance zur 

wirtschaftlichen Nutzung und Entwicklung des Baugrundstücks geben und somit in der 

Gemeinde das touristische Angebot am vorhandenen Standort erweitern und attraktiven 

Wohnraum zu schaffen. 

 

  



Änderung des Bebauungsplans „WA Knabenhof mit DB 4“  
Gemeinde Patersdorf 
Landkreis Regen           _______________________________________________________________  
            

5 
 

3. Städtebauliche Erforderlichkeit und Ziel und Zweck der Änderung 

Im bestehenden Wohngebiet „Knabenhof“ soll durch das Deckblatt Nr. 3 die Bebauung auf 

einem Flurstück anders positioniert und verdichtet werden. Die geplanten 

Grundstücksgrößen werden auf das ortsübliche Maß von ca. 700 m² halbiert und so eine 

weitere Häuserreihe oberhalb der bereits festgesetzten ermöglicht. 

Die Gemeinde Patersdorf sieht in Abwägung aller privaten und öffentlichen Interessen die 

Ausweisung der Fläche als erforderlich an.  

 

4. Lage und Bestandssituation 

4.1. Räumliche Übersicht und Geltungsbereich 

Das Planungsgebiet befindet sich im Südwesten der Gemeinde Patersdorf. 

 

Abb. 1: Übersicht Planungsgebiet (Auszug Bayern-Atlas) – maßstablos 

Der Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans umfasst eine ca. 0,47 ha große 

Fläche mit der Flurnummer 1570 der Gemarkung Patersdorf. 
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4.2. Derzeitige Nutzung 

Im Geltungsbereich steht ein Wohnhaus. Der überwiegende Teil der angrenzenden 

Freiflächen liegt brach, nur der unmittelbare Umgriff wird gepflegt. 

Das Flurstück ist durch die Gemeindestraße (Fl. 1282) und eine Erschließungsstraße  

(Fl. 1570/3) erschlossen. 

Im Süden grenzen Wald und Grünland an. 

 

5. Planungsrechtliche Vorgaben 

5.1. Landes- und Regionalplanung 

Die vorliegende Planung hat unter Berücksichtigung der Ziele des Landesentwicklungspro-

gramm Bayern (LEP Bayern Stand vom 16.05.2023) und der Regionalplanung stattgefunden.  

3 Siedlungsstruktur 

3.1 Nachhaltige und ressourcenschonende Siedlungsentwicklung, Flächensparen 

3.1.1 Integrierte Siedlungsentwicklung und Harmonisierungsgebot 

(G) Die Ausweisung von Bauflächen soll an einer nachhaltigen und bedarfsorientierten 

Siedlungsentwicklung unter besonderer Berücksichtigung des demographischen Wandels 

und seiner Folgen, den Mobilitätsanforderungen, der Schonung der natürlichen Ressourcen 

und der Stärkung der zusammenhängenden Landschaftsräume ausgerichtet werden. 

(G) Flächen- und energiesparende Siedlungs- und Erschließungsformen sollen unter 

Berücksichtigung der ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet werden. 

Der sparsame Umgang mit Grund und Boden und die Verringerung des Flächenverbrauchs 

sind wesentliche Bestandteile einer nachhaltigen Entwicklung. Der hohe Flächenverbrauch 

in Bayern rückt das Thema der Innenentwicklung und flächensparenden Bauweise in den 

Mittelpunkt. Dabei wird es in Zukunft darauf ankommen, noch stärker als bisher, vorrangig 

die oft voll erschlossenen Baulandpotenziale im Bestand für die weitere Entwicklung in 

Anspruch zu nehmen. Dies entspricht auch den Zielsetzungen des LEP. 

Die vorliegende Planung sieht ein maßvolles und bedarfsgerechtes Bereitstellen einer 

Entwicklungsfläche für Einfamilienhäuser entsprechend dem örtlichen Bedarf (sparsamer 

Umgang mit Grund und Boden) mit Anbindung an bestehende Wohnbebauung als 

geeignete Siedlungseinheit (angebundene Lage) vor. Eine Zersiedelung wird somit 

vermieden. Zudem erfolgt eine ressourcenschonende Umsetzung mit wirtschaftlicher 

Erschließungsplanung unter Einbeziehung vorhandener Straßen und Wege. Dies entspricht 

den Zielsetzungen des LEP ´s. 
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5.2. Vorbereitende Bauleitplanung 

Im derzeit rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Patersdorf ist der 

Geltungsbereich bereits als Wohngebiet ausgewiesen. 

Im Geltungsbereich ist kein Landschaftsschutzgebiet ausgewiesen. 

Der Landschaftsplan enthält für das Flurstück keine Planungsvorgaben. 

Der Bebauungsplan entwickelt sich somit aus dem Flächennutzungsplan.  

 

 

Abb. 2 Auszug aus dem rechtswirksamen 

Flächennutzungsplan– maßstablos 

 
 
Abb. 33 Auszug aus dem rechtswirksamen 

Landschaftsplan– maßstablos 

 

  



Änderung des Bebauungsplans „WA Knabenhof mit DB 4“  
Gemeinde Patersdorf 
Landkreis Regen           _______________________________________________________________  
            

8 
 

5.3. Verbindliche Bauleitplanung 

Für das Planungsgebiet liegt ein rechtsverbindlicher Bebauungsplan vor:

 

Abb. 3 Auszug aus dem rechtswirksamen Bebauungsplan– maßstablos 
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5.4. Denkmalschutz 

Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen ist nach Art. 2 DSchG zu prüfen, ob im Geltungs-

bereich bzw. im Nähebereich Bau- und /oder Bodendenkmäler vorhanden sind. Wenn ein-

getragene Denkmäler vorhanden sind, sind diese im Bebauungsplan nachrichtlich darzu-

stellen. 

  

Abb. 4: Auszug aus dem Bayerischen Denkmal-Atlas vom Januar 2025  

Im Geltungsbereich bzw. näheren Umfeld sind gemäß Bayerischen Denkmal-Atlas keine 

Denkmäler in der Denkmalliste eingetragen. 
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5.5. Naturschutzrecht 

Das allgemeine Wohngebiet „Knabenhof“ liegt im Naturpark „Bayerischer Wald“.  

Im oder angrenzend an den Geltungsbereich befinden sich keine Natura-2000-Gebiete, 

Naturschutzgebiete, amtlich festgesetzte geschützte Landschaftsbestandteile bzw. 

geschützte Naturdenkmale. 

Auf dem Flurstück befindet sich im Westen ein Bereich mit offenem Felsen, der gem. § 30 

BNatSchG als zu erhaltende, geschützte Struktur zu berücksichtigen ist.  

Die Hecke auf Lesesteinwall entlang der östlichen Grundstücksgrenze unterliegt dem 

gesetzlichen Schutz des Art. 16 BayNatSchG.  

Ein Brunnen ist mit einem Gitter abgedeckt und stellt aktuell eine Todesfalle für Kleintiere dar. 

Das Wasser wird als Zulauf für den Weiher in der Grünfläche in der Mitte des Ortsteiles 

Knabenhof genutzt.  

Das Flurstück liegt nicht im Landschaftsschutzgebiet Bayerischer Wald. 

Es findet weder eine Nutzungsänderung noch eine Erhöhung der zulässigen Versiegelung 

statt.  

 

Abb. 5: Darstellung der Schutzgebiete (Auszug aus dem BayernAtlas vom April 2025) – ohne Maßstab 
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6. Planinhalte 

6.1. Größe und Art der baulichen Nutzung 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst eine Größe von ca. 0,47 ha. Die 

Änderung des Bebauungsplans sieht eine Nachverdichtung unter Berücksichtigung der 

vorhandenen Landschaftselemente auf dem Flurstück vor.  

Die GRZ wird auf 0,35 erhöht, weil die mit der T-Linie festgesetzten Landschaftselemente 

nicht bei der GRZ-Berechnung berücksichtigt werden dürfen.  

 

6.2. Städtebauliche Gesamtkonzeption 

6.2.1. Konzept der baulichen Nutzung  

Es wird der Bautyp mit 2 Vollgeschossen und den zulässigen Nebenanlagen beibehalten. 

Aufgrund der Höhenentwicklung des Baugrundstücks wird die zulässige Wandhöhe auf 

7,5 m erhöht. 

Es werden zusätzlich auch Pultdächer, die der Hangneigung folgen, zugelassen um die 

Häuser besser in den Steilhangbereichen in das vorhandene Gelände einpassen zu 

können. 

Es müssen aufgrund des Steilhanges Geländeveränderungen und Stützmauern bis 2 m 

zugelassen werden. 

 

6.2.2. Konzept Verkehrserschließung 

Die Erschließung des Flurstücks ist über die bestehenden Straßen (Fl. 1282) und Fl. 1570/3 

vorhanden.  

Für die Bebauung in 2. Reihe lässt der Bebauungsplan einen privaten Erschließungsweg zu, 

der an beide Straßen anbindet. 

An der Gemeindestraße sowie am Beginn des privaten Erschließungsweges werden zentral 

Flächen für Nebenanlagen, z.B. Carports, Parkplätze, Technikgebäude ausgewiesen.  

 

6.2.3. Konzept der Oberflächenentwässerung  

Das Wohngebiet Knabenhof wird im Trennsystem entwässert:  

 

Regenwasser auf versiegelten Flächen 

Das auf dem Grundstück anfallende Regenwasser von versiegelten Flächen und Dach-

flächen darf nicht auf öffentliche Verkehrsflächen abfließen. Es muss über den Regenwas-

serkanal gesammelt und in die Kanalisation der Gemeinde abgeleitet werden. 
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Schmutzwasser 

Das im Plangebiet bestehende Trennsystem zur Ableitung des Abwassers wird zur 

Kläranlage in der Gemeinde Teisnach abgeleitet.  

 

Brunnenwasser 

Auf dem Flurstück befindet sich ein offener Brunnen, der eine Verkehrssicherung durch ein 

Metallgitter als Abdeckung hat. 

Das Brunnenwasser speist über eine Leitung den naturnahen Weiher in der öffentlichen 

Grünfläche in der Ortsmitte von Knabenhof. 

 

6.2.4. Versorgung 

Die Versorgung mit Trink- und Brauchwasser ist durch Anschluss an die Leitung der 

kommunalen Wasserversorgung sichergestellt.  

Die elektrische Versorgung besteht durch den Stromversorger Bayernwerk. 

 

6.2.5. Konzept Grünordnung 

Der Geltungsbereich liegt am Ortsrand des Ortsteiles Knabenhof. Es grenzt südwestlich Wald 

und südlich eine öffentliche Grünfläche an. Die Festsetzung einer Eingrünung ist deshalb 

nicht erforderlich. 

Das Grünordnungskonzept lässt für die Durchgrünung ausschließlich heimische Laubgehölze 

zu. Auf die Festsetzung von großwüchsigen Bäumen (Bäume I. Ordnung) wird verzichtet, 

weil diese Gehölze aufgrund ihres Platzbedarfes für Wurzelbereich und Krone nicht für 

verdichtete Baugebiete geeignet sind. 

Auf dem Flurstück gibt es zwei Bereiche mit hohem Potential für Naturschutz und 

Landschaftsbild. Sie werden mit der T-Linie als naturnah zu erhaltende und zu entwickelnde 

Landschaftselemente festgesetzt und so von Bebauung freigehalten. 

Die Felsen am westlichen Rand des Flurstücks sollen zukünftig nur mit wenigen Gehölzen 

bewachsen sein und die krautige Vegetation soll gefördert werden. 

Der Lesesteinwall am östlichen Rand des Flurstücks entlang der Straße muss erhalten 

werden. Die Gehölze sind aktuell auf den Stock gesetzt. Es soll sich wieder eine Baum-

Strauchhecke entwickeln. 

 

6.2.6. Eingriff / Ausgleich 

Die Eingriffsermittlung erfolgt gem. Leitfaden „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“ 
in der 2021 fortgeschriebenen Fassung. 

Es findet keine Nutzungsänderung statt. 

Für das allgemeine Wohngebiet besteht bereits eine Festsetzung der GRZ von 0,3. 
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Die Erhöhung der GRZ auf 0,35 ist erforderlich, weil die neu mit der T-Linie festgesetzten 

Bereiche bei der Berechnung nicht berücksichtigt werden dürfen. Die zulässige 

Versiegelung wird nicht erhöht. 

Ein Ausgleich ist somit nicht erforderlich. 

 

7. Auswirkungen der Planung  

Die Gemeinde Patersdorf möchte der Nachfrage an Ferienhäusern, Wohngebietsflächen 

und Zweitwohnsitzen nachkommen. 

Bauland am Wohnort wirkt dem demographischen Wandel entgegen und kann eine 

positive Bevölkerungsentwicklung unterstützen. 

Es gehen durch die Ausweisung von bis zu sieben drei Häusern auf dem bestehenden 

Baugrundstück im Wohngebiet Knabenhof keine Erholungsflächen verloren. 

Da es sich bereits um ein Wohngebiet handelt, entsteht kein Eingriff in die Natur und das 

Landschaftsbild. Die Änderung des Bebauungsplans mit DB 4 ist nicht ausgleichspflichtig. 

Auswirkungen auf Natur, Landschafts- und Ortsbild werden durch die grünordnerischen 

Festsetzungen auseichend berücksichtigt.  

Ein Umweltbericht ist nicht erforderlich. 
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II. Festsetzungsplan DB 4 
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I. PLANLICHE FESTSETZUNGEN

Baumfallzone

II. HINWEISE DURCH PLANZEICHEN

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Feldahorn

Hainbuche

Kornelkirsche

Weißdorn
Rotbuche

Liguster

Gemeine Heckenkirsche

Gold-Johannisbeere

Acer campestre

Carpinus betulus

Cornus mas

Crataegus coccinea

Fagus sylvatica

Ligustrum vulgare

Lonicera xylosteum

Ribes aureum

2. Maß der baulichen Nutzung

max. zulässige Grundflächenzahl im WA:   GRZ 0,35

1. Art der baulichen Nutzung

WA       Allgemeines Wohngebiet §4 BauNVO

III. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN IV. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN ZUR GRÜNORDNUNG

4.1 Zu verwendende Gehölze in Baugrundstücken

1. Umsetzung, Pflanzenqualitäten, Mindestpflanzgrößen
Allgemeines:
Die privaten und öffentlichen Grünflächen sind entsprechend den planlichen und textlichen Festsetzungen 
anzulegen, zu sichern und dauerhaft zu unterhalten. Sie sind spätestens in der Pflanzperiode nach Erstellung 
der Erschließungsflächen bzw. der Gebäude fertig zu stellen.  
Nachpflanzungen haben den Pflanzqualitäten des Grünordnungsplanes zu entsprechen.
Für die im Plan festgesetzten Neuanpflanzungen von Gehölzen in den öffentlichen und privaten Grünflächen 
wird die Verwendung der in Punkt 6 ausgewiesenen Bäume und Sträucher festgesetzt. 
Für weitere Pflanzungen können alle Ziergehölze verwendet werden, außer die in Punkt 4.2 beschriebenen Arten. 
Die Eingrünungsflächen sind von jeglicher Bebauung freizuhalten.

Pflanzqualitäten:
Bäume II. Ordnung: Hochstamm, 3xv., STU 12-14 cm oder v. Heister 150-200 cm
Obstbäume:
Hochstamm per Definition Stammlänge bis Kronenansatz mind. 1,80 Meter,
Baumschulqualität 2xv, StU 8 - 10
Die Stämme sind mit einer Weißanstrich gegen Sonnenbrand und mit Verbissschutz zu schützen.
Jeder Stamm ist mit mind. einem Pflock zu sichem

In Gehölzhecken:
Bäume: v. Heister,  150-175 cm
Sträucher: v. Str. mind. 3 - 5 Triebe, 125-150 cm
Pflanzabstände: zwischen den Reihen 1,0 m und in den Reihen 1,5 m

2. Grenzabstände
Sichtdreiecke sind von Pflanzen der Wuchshöhe über 0,80 m freizuhalten. (Aufasten der Straßenbäume auf 
eine lichte Höhe von 4,50 m über Straßenoberkante)

3. Bodenbearbeitung/Schutz des Oberbodens
Der anstehende Oberboden ist insgesamt zur Wiederverwendung zu sichern (DIN 18915/3). 
Bei einer Lagerung von Oberboden über eine Vegetationsperiode hinaus ist eine Zwischenbegrünung mit 
Leguminosen vorzunehmen.

4. Festsetzungen innerhalb der Baugrundstücke
Pro 250 m² nicht überbauter bzw. befestigter Grundstücksfläche sind zur Durchgrünung des Baugebietes
mindestens ein Laubbaum der Wuchsklasse II oder ein Obstbaum sowie 5 Sträucher zu pflanzen.
Nadelgehölze dürfen ersatzweise nicht verwendet werden!

A)          Bäume:
                     Malus domestica                      Wild-Apfel
                     Prunus avium                             Vogel-Kirsche
                     Prunus padus                             Trauben-Kirsche
                     Sorbus aucuparia                      Eberesche
                     Acer campestre                         Feld-Ahorn
                     Carpinus betulus                        Hainbuche 

B)         Obstbäume bzw. Nussbäume
                    Juglans regia (in Sorten)                    Walnuss

Apfelsorten: Alkmene, Berlepsch, Bohnapfel, Boskoop, Brettacher, Fromms Goldrenette,
Geflammter Kardinal, Gravensteiner, Jakob Fischer, Jakob Lebel, Kaiser Wilhelm, 
Lohrer Rambur, Maunzenapfel, Muskatrenette, Prinz Albrecht, Purpurroter Cousinot, 
Riesenboiken, Roter Elser, Rote Sternrenette, Wachsrenette, Wiltshire, Winterrambur, 
Winter-Zitronenapfel, Zabergäu Renette

Birnensorten: Alexander Lucas, Bunte Juli, Doppelte Philipps, Frühe von Trèvoux, Gellerts 
Butterbirne, Gute Graue, Kaiser Alexander, Köstliche von Charneux, Madame Verté, 
Novemberbirne, Rote Williams, Tongern

Mostbirnen: Gelbmöstler, Großer Katzenkopf, Kleine Landlbirne, Oberöster- reichische 
Weinbirne, Palmischbirne, Schweizer Wasserbirne, Stuttgarter Geißhirtle

Kirschen: Büttners Rote Knorpel, Burlat, Hedelfinger, Johanna, Kordia, Regina, Valeska, 
Viola; Sauerkirschen: Gerema und Karneol

Zwetschgen: Bühler Frühzwetschge, Ersinger, Hauszwetschge, Katinka, Top, Wangenheims
Frühzwetschge, Zibarte (Wildpflaume)

Mirabelle/RenekIode: Nancymirabelle, Graf Althans Reneklode, Oullins Reneklode

C)         Sträucher
                    Cornus sanguinea                              Hartriegel
                    Corylus avellana                                 Hasel
                    Cornus mas                                         Kornelkirsche
                    Euonymus europaeus *                      Pfaffenhütchen
                    Lonicera xylosteum                            Heckenkirsche
                    Ligustrum vulgare                               Liguster
                    Crataegus monogyna                      Weißdorn
                    Rosa canina                                       Hunds-Rose
                    Salix caprea                                        Sal-Weide
                    Sambucus nigra                                 Holunder
                    Viburnum opulus                                Gemeiner Schneeball
                    Viburnum lantana                              Wolliger Schneeball

In den privaten Grünflächen ohne Pflanzauflagen und um das Gebäude sind ergänzend für 
strauchartige und bodendeckende Bepflanzung Ziersträucher zugelassen.

VIII. HINWEISE DURCH TEXT
1. Hinweise zum Gesundsheitswesen
Bei der Zulassung von Brauchwassernutzungsanlagen im Gebäude sind zumindest die Vorgaben der 
jeweils gültigen Trinkwasserverordnung sowie der DIN EN 1717 und DIN 806 einzuhalten. Brauchwasser-
nutzungsanlagen sind dem Gesundheitsamt unaufgefordert anzuzeigen. Eine Bestätigung des Fach-
betriebes zum Einbau der Anlagen nach dem Stand der Technik und der Wirksamkeit der notwendigen 
Sicherungseinrichtungen ist dem Gesundheitsamt vorzulegen.

2. Baumfallzone

Die Gefährdung von Eigentum und Besitz durch Baumfall innerhalb der Baumfallzone besteht. 
Ersatzansprüche gegenüber den Waldeigentümern im Falle eines Schadens sind privatrechtlich zu klären. 
Der Grundeigentümer ist für die Verkehrssicherheit verantwortlich. 
Die Verkehrssicherheit der Gehölzbestände sollte jährlich sowie nach Schadereignissen durch einen 
Sachverständigen überprüft und dokumentiert werden. Vor der Durchführung von 
Verkehrssicherungsmaßnahmen ist die Untere Naturschutzbehörde zu beteiligen. Gehölzschnitt und 
Heckenpflege sind nur im gesetzlich zulässigen Zeitraum vom 1.10. bis 29.02. zulässig. Ausgenommen 
sind Verkehrssicherungsmaßnahmen sowie Erziehungsschnitt an Obstbäumen und Solitärbäumen im Juli.

3. Hinweise zur Landwirtschaft:
Die bei fachgerechter Bewirtschaftung der umliegenden landwirtschaftlich genutzten Flächen verursachten
Emissionen in Form von Staub, Gerüchen etc. sind von den Anwohnern zu dulden.

4. Bodendenkmäler:
Bei allen Bodeneingriffen im Planungsgebiet muss damit gerechnet werden, dass man auf Bodendenkmäler 
stößt.
Bodendenkmäler sind gem. Art. 1 DSchG in ihrem derzeitigen Zustand vor Ort zu erhalten. Für Bodeneingriffe 
im Bereich der Bodendenkmäler ist eine denkmalschutzrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7.1 DSchG bei der 
Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen. Bei im Zuge von Bauarbeiten zu tage tretenden Funden sind 
die Arbeiten unverzüglich einzustellen und die untere Denkmalschutzbehörde ist umgehend zu verständigen. 
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Beim Umgang mit Niederschlagswasser sind die folgenden Grundsätze zu beachten:

Flächenversiegelungen sind auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken. 
Unvermeidbare Befestigungen sind möglichst wasserdurchlässig auszubilden.

Aus wasserwirtschaftlicher Sicht wird empfohlen, das anfallende Niederschlagswasser breitflächig über eine 
belebte Bodenschicht zu versickern. Eine Versickerung von Niederschlagswasser über andere Versickerungs-
anlagen, insbesondere Rigolen, Sickerrohre oder Sickerschächte, ist zulässig, wenn eine flächenhafte Ver-
sickerung nicht möglich ist. 
Das Niederschlagswasser muss dann jedoch entsprechend vorgereinigt werden. 
Die ausreichende Aufnahmefähigkeit des Untergrunds ist zu überprüfen.

Dachoberflächen aus Kupfer, Blei, Zink oder Titanzink sind bei beabsichtigter Versickerung des Niederschlags-
wassers nicht zulässig. 

3. Gebäudegestaltung

Wandhöhe

Sattel-, Pultdach:  max. zulässige Wandhöhe an der Traufe 7,50 m

Als Wandhöhe gilt das Maß OK bestehendes Gelände bis zum Schnittpunkt 
der Außenwand mit der Dachhaut an der Traufe. 

Dachform und Dachneigung
Satteldach:                           Dachneigung:  15° - 33°
Pultdach:                               Dachneigung:   5° - 12°  
Flachdach mit extensiver Dachbegrünung ausschließlich bei Garagen und Carports
               
Allgemein:
Bei Pultdächern muss die Dachneigung dem Hang folgen.

4. Bauweise, Baugrenzen
Im gesamten allgemeinen Wohngebiet ist eine offene Bauweise festgesetzt.

Außerhalb der Baugrenzen und Umgrenzung von Flächen für Garagen, 
Carports und Nebenanlagen sind untergeordnete Nebenanlagen gem.
§ 14 BauNVO und verfahrensfreie Vorhaben gem. Art. 57 BayBO 
einmalig zulässig. Ausgenommen Garagen und Carports. 

Es sind Einzelhäuser gem. § 22(2) BauNVO zulässig.
Bei Einzelhäusern sind max. 2 Wohneinheiten zulässig.

5. Garagen und Nebenanlagen
Garagen, Carports und  Nebenanlagen sind nur innerhalb der Fläche für Garagen und Carports sowie 
innerhalb der Baugrenze zulässig. 
Je Einfamilienhaus sind 2 Stellplätze nachzuweisen, für jede weitere Wohneinheit 
- wie Einliegerwohnung - jeweils ein weiterer Stellplatz. 

Zusammengebaute Garagen z. B. Grenzgaragen, müssen die Dachflächen in gleicher Neigung und Höhe
durchlaufen. Es ist die gleiche Dachdeckung zu verwenden. Die Dachgestaltung ist aufeinander 
abzustimmen.

Stellplätze und Zufahrten sind in wasserdurchlässiger Bauweise herzustellen (Schotterrasen, Naturstein-
bzw. Betonpflaster). 

max. zulässige mittlere Wandhöhe: 3,50 m
Als Wandhöhe gilt das Maß von OK Zufahrtshöhe an der Garagenaußenwand bis zum Schnittpunkt 
der Außenwand mit der Dachhaut bzw. der Oberkante der Wand. 

6. Gelände
Aufschüttungen und Abgrabungen sind bis zu einer Höhe von 2,00 m in einem Abstand von bis zu 2,0 m
bis zur Grundstücksgrenze zulässig. Das Gelände darf zur baulichen Nutzung durch Gebäude (z. B. 
Garage, Nebengebäude) bis zur Grenze verändert werden.
Stützwände sind bis zu einer Höhe von 2,00 m zulässig.
Die Böschungen sind mit einem max. Böschungswinkel von 35° auszuführen.
Böschungswände bis zu einer Höhe von 2,00 m sind in einem Abstand von 2,0 m zur Grundstücksgrenze
zulässig.

7. Einfriedungen
Zulässig sind Holzzäune ohne Sockel, mit senkrechten Latten, Drahtzäune und Metallzäune, 
ohne Sockel, Gesamthöhe 0,90 m.
Um die Kleintierwanderung, zu gewährleisten, muss der Zaun 10 cm Abstand zum Boden einhalten.
Lebende Zäune, freiwachsende und geschnittene Hecken sind nur mit einheimischen Laubgehölzen 
zugelassen. 

Entlang der Grundstücksgrenze ist die Pflanzung einer geschnittenen Hecke zulässig.
Folgende Arten dürfen in dieser Hecke in Mischung gepflanzt werden:

8. Bauvorlagen
Zu jedem Bauplan ist ein Geländeschnitt einzureichen, der den Anschluss zur Straße, die Höhenanlage des
Gebäudes und den geplanten Geländeverlauf darstellt. Das Urgelände ist ebenfalls darzustellen.
Höhenkoten sind nachzuweisen.  

9. Abstandsflächen

Die Abstandsflächen weden nach Art. 6 der Bayerischen Bauordnung behandelt.

Abweichend von Art. 6 Abs. 7 Nr. 1 BayBO dürfen Grenzgaragen anstatt einer mittleren Wandhöhe 
von 3,00 m eine mittlere Wandhöhe von 3,50 m aufweisen.

V. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN ZUR WASSERWIRTSCHAFT

4.2 Unzulässige Pflanzenarten
Landschaftsfremde hochwüchsige Baumarten mit bizarren Wuchsformen und auffälliger Laub- und Nadelfärbung 
wie Edeltannen oder Edelfichten, Zypressen, Thujen usw. sowie alle Trauer- oder Hängeformen (in allen Arten und 
Sorten), dürfen nicht gepflanzt werden.

4.3 Wiesenflächen
Die Neuansaaten sind mit autochthonem Saatgut mit hohem Staudenanteil vorzunehmen.

4.4 Bodenversiegelung
Eine Bodenversiegelung mit Folien und/oder Schotter ("Schottergarten") ist unzulässig.

5. Lage von Ver- und Entsorgungsleitungen
Die festgesetzten Pflanzflächen sind von Ver- und Entsorgungsleitungen (Strom, Wasser, Abwasser, Post, Gas etc.)
ausdrücklich freizuhalten, um die Pflanzung und den langfristigen Erhalt der geplanten Gehölze zu gewährleisten. 
Die jeweiligen Abstände nach den entsprechenden Richtlinien sind einzuhalten.

6. Maßnahmen für Naturschutz und Landschaftspflege
N1  weitgehendes Freihalten der Felsen von Bäumen und Sträuchern, Fördern der natürlichen krautigen 
      Vegetation. Anlage eines Fußweges ist zulässig.
N2  Erhaltung des Lesesteinwalles, Erhaltung des natürlichen Bewuchses incl. Bäumen und Sträuchern
      Pflegemaßnahmen sind im zulässigen Zeitraum zwischen 01.10. und 01.03. durchzuführen. 
      Verkehrssicherungsmaßnahmen sind davon unberührt.

Die Abwasserbeseitigung des Wohngebietes erfolgt folgendermaßen:

1. Oberflächenwasser aus Bauparzellen
Das auf dem Grundstück anfallende Oberflächenwasser darf nicht auf öffentliche Verkehrsflächen abfließen. 
Es muss auf dem jeweiligen Baugrundstück versickert oder in den öffentlichen Regenwasserkanal eingeleitet 
werden,dieser leitet das Regenwasser in ein unterirdisches Regenrückhaltebecken in Form von 
abgedichteten Rigolen. 

2. Schmutzwasserentsorgung
Das anfallende Schmutzwasser ist in den öffentlichen Schutzwasserkanal einzuleiten.

- im Zeitraum, wenn es benötigt wird: Nachtabschaltung, Bewegungssensor, Schaltuhren
- wo es sicherheitstechnisch notwendig ist: gefährliche Stellen wie Treppenstufen, aber
  nicht auf Hauswand oder Mauer, in der erforderlichen Intensität: 
- niedrige Lumenzahl und Streuverluste vermeiden, keine Anstrahlung von Lebensräumen 
  wie Bäumen und Sträuchern,
- abgeschirmte Leuchten mit geschlossenem Gehäuse (unter 60°C) verwenden,
- Lampen mit geringem UV-Anteil: LED warm white unter 3.000 Kelvin,
  mit niedriger Lichtpunkthöhe zur Verminderung der Fernwirkung,
  mit Richtcharakteristik, sogenannte „Full-Cut-Off“-Lampen verwenden

VI. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN ZUM ARTENSCHUTZ

1. Gebäudeabbruch
Gebäudeabbruch ist der UNB 4 Wochen vorher anzuzeigen.
Artenschutzrechtliche Verbotstatbestände gem. § 44 BNatSchG müssen vermieden werden durch
Gebäudeabriss grundsätzlich nur außerhalb der Vogelbrutzeit April bis Juli
Beseitigung von Verschalungen außerhalb der Wochenstuben und Überwinterungszeit von 
Fledermäusen im Zeitraum ist nur zulässig im Zeitraum 15. August bis 31. Oktober.
Maßnahmen außerhalb dieser Zeiträume bedürfen der artenschutzrechtlichen Erlaubnis.

2. Lichtimmissionen:

In Anlehnung an Art. 11a BayNatschG und Art. 9 BaylmSchG, zum Schutz der lnsektenfauna,
ist künstliche Außenbeleuchtung wie folgt einzusetzen:

Allgemeines Wohngebiet

2. Bauweise, Baugrenzen

§9 (1) Nr.2 BauGB, §§22 und 23 BauNVO

§5 Abs.2 Nr.1, §9 Abs.1 Nr.1 BauGB, §§1 bis 11 BauNVO

1. Art der baulichen Nutzung

Umgrenzung von Flächen für Garagen, Carports
und Nebenanlagen

nur Einzelhäuser zulässig

N1   Freihalten von Felsen

N2  Baumhecke auf Lesesteinwall erhalten

N3  Anlage Kleingewässer / Quellsumpf

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des 
Bebauungsplans

4. Sonstige Planzeichen

3. Flächen für Maßnahmnen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
§ 5 Abs. 2 Nr. 10 und Abs. 4, §9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB

Baugrenze

Die Abstandsflächen nach Art. 6 BayBO sind einzuhalten.

Höhenlinien Urgelände

vorgeschlagene / bestehende Gebäude

geplante Parzellengrenzen mit Parzellennummerierung

Flurgrenze/-nummer

Stellplätze

privater Erschließungsweg
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Entwurfsverfasser: Vorentwurf:

Entwurf:

Fassung:

Regierungsbezirk Niederbayern

Geltungsbereich:

Betroffene Grundstücke:

M  1 : 1.000

Landkreis: Regen

Gemeinde: Patersdorf

Fl. Nr. 1570,  Gemarkung: Patersdorf

Größe von rund 4707,7 m²

16.09.2025

..................

..................

Bebauungsplan mit integrierter Günordnung
"WA KNABENHOF DB4"

VERFAHREN

1. Aufstellungsbeschluss (§ 2 Abs. 1 BauGB)
Der Gemeinderat der Gemeinde Patersdorf hat am 06.03.2025 die Änderung des o.g. Bebauungsplanes mit Deckblatt Nr. 4
beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am ...............  ortsüblich bekannt gemacht

2. Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den Vorentwurf 
der Bebauungsplanaufstellung in der Fassung vom .................... hat in der Zeit vom .................... bis .................... stattgefunden. 

3. Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf 
der Bebauungsplanaufstellung in der Fassung vom .................... hat in der Zeit vom .................... bis .................... stattgefunden.

4. Öffentliche Auslegung

Die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte nach Bekanntmachung vom ...............  in der Zeit vom ...............  bis 
einschließlich ...............  .

5. Beteiligung der Träger öffentlicher Belange
Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB erfolgte mit dem Schreiben vom ...............  in der Zeit vom 
...............  bis ...............  (Frist: 1 Monat)

6. Satzungsbeschluss

Die Gemeinde Patersdorf hat mit Beschluss vom ...............  die Bebauungsplanaufstellung gemäß § 10 Abs. 1 BauGB, Art. 81 Abs. 2 
BayBO in Verbindung mit Art. 23 GO in der Fassung vom ...............  als Satzung beschlossen.

Ausgefertigt

Patersdorf ....................................                                                                                                             .................................................

                                                                                                                                                                   Adolf Muhr

                                                                                                                                                                   1. Bürgermeister

7.  Inkrafttreten

Der Satzungsbeschluss zu der Bebauungsplanaufstellung wurde am …………… gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich 
bekannt gemacht. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten.

Patersdorf ....................................                                                                                                             .................................................

                                                                                                                                                                   Adolf Muhr

                                                                                                                                                                   1. Bürgermeister

Stadtplatz 9 | 94209 Regen | Tel. 0 99 21 97 17 06 - 0 |bollwein-architekten.de
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III. Verfahren 
1. Änderungsbeschluss (§ 2 Abs. 1 BauGB) 

Die Gemeinde Patersdorf hat in der Sitzung vom 06.03.2025 die Änderung des o.g. 

Bebauungsplans mit DB 4 beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am ………… 

ortsüblich bekannt gemacht. 

2. Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung (§ 3 Abs. 1 BauGB) 

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgte in der Zeit vom ………… bis einschließlich 

…………. 

3. Frühzeitige Behördenbeteiligung (§ 4 Abs. 1 BauGB) 

Die frühzeitige Behördenbeteiligung erfolgte in der Zeit vom ………… bis einschließlich 

…………. 

4. Öffentliche Auslegung 

Die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte nach Bekanntmachung vom 

……….. in der Zeit vom ………… bis einschließlich ………… 

5. Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 

Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB erfolgte mit dem 

Schreiben vom ……….. in der Zeit vom ………… bis ………… 

6. Satzung (§ 10 Abs. 1 BauGB) 

Der Gemeinderat Patersdorf  hat das DB 4 des Bebauungsplans in der Fassung vom ………… 
in seiner Sitzung vom ………… als Satzung beschlossen. 

7. Inkrafttreten (§ 10 Abs. 3 BauGB) 

Der Satzungsbeschluss wurde am ……………  ortsüblich bekannt gemacht.  

Mit dieser Bekanntmachung ist die Änderung des Bebauungsplans in Kraft getreten. 

 

Patersdorf, .......................   ….................................................. 

   Adolf Muhr 

   Erster Bürgermeister 
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Vorentwurf vom   16.09.2025 

Entwurf vom   …………… 

Genehmigungsfassung vom   …………… 

 

 

 


